
1. Beiblatt Bei.blatt zur Parlamentsko;rrespondenz ~Februar 1954 

Innenm1nist~rium hat Qptionsgesetz,für Volksdeutsche ausgearbeitet 

91/A.:B. 
zu 96/J , II fra g e b e a n "tyr 0 r t u ng 

Auf eineÄnfr~c:e de~ Abg. h 1 « n 0 rund Genossen,. ob der 

Innenminister bereit soi, einen Gesetzentwu:rf vorzulegen, auf Grund dessen 

'Yolltsdeutsohe HGiPlatvertriebene, die in österreich wohnen, die 

österreichisohe ata~tsbürge~schaft durch qption erwerben können, hat 

Bundesminister rür Inneres H e i m erfolgende Antwort erteilt: 

Die in diesor Anfrage geschilderten )mngel (bisweilen saumselige 

Erled1~ von Einbür~rungs.ansuchen Volksdeutscher bei manchen Ämtern 

der Landesregierune~) sind mi~ bekannt~ 
Seit,der Vortreibung der Volksdeutsohenaus ihrer Heimat sind 

nunmehr fast neun Jchro verstrichen. Viele Volksdqutsche haben in 

Österreich wieder ihre zweite Heimat gefunden und gehen hier rechtschaffen . , 

ihrem Erwerbe nacn.nieseTatsacheri allein scheinen mir genügend Grund 

zu sain, den VolkSdeutschen, die die österrelohische Staatsbürgerschaft 

erlangen wollen, dGn Erwerb dar Staatsbüraorschaft auf ~inem leichteren als 

dem bisherigen Weg ~u ermöglichen. 

. loh habe daher schon vo~ Einlagen der Anfrage den Auftrag gegeben, 

den Entwurf eines Bundesgesetzes auszuarboiten, der den Volksdeutschen die 

Einbürgerung duroh einfaohe Erklärung ermößlicht. De~ Entwurf ist bereits 

fGrtigeestell t und vlird 'unter einem den betoiligten Ämtern zur Stellungnahme 

zugemittelt~ Ich hoffo zuversichtlich, dass der'Gesetzentwurf in kürz~ster 
Zeit den gesetzgebenden Körperschaften vorcelegt werden kann • 
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